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Auszug 
 
 
 
 

Außenwirtschaftsgesetz (AWG) 
 

vom 6. Juni 2013 (BGBl. I S. 1482) 
 
 

§ 11 
Verfahrens- und Meldevorschriften 

 
(1) Durch Rechtsverordnung können Verfahrensvorschriften erlassen werden 

1. zur Durchführung dieses Gesetzes und von Rechtsverordnungen auf Grund dieses 
Gesetzes, 

2. zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Rechtsgeschäften oder Handlungen im Au- 
ßenwirtschaftsverkehr und 

3. zur Durchführung 
a) der Bestimmungen der Europäischen Verträge, einschließlich der zu ihnen gehö- 

rigen Protokolle, 
b) der Abkommen der Europäischen Union und 
c) der Rechtsakte der Europäischen Union auf Grund der in den Buchstaben a und 

b genannten Verträge und Abkommen. 
 
(2) Durch Rechtsverordnung kann angeordnet werden, dass Rechtsgeschäfte und Handlun- 
gen im Außenwirtschaftsverkehr, insbesondere aus ihnen erwachsende Forderungen und 
Verbindlichkeiten sowie Vermögensanlagen und die Leistung und Entgegennahme von Zah- 
lungen, unter Angabe des Rechtsgrundes zu melden sind, damit 

1. festgestellt werden kann, ob die Voraussetzungen für die Aufhebung, Erleichterung 
oder Anordnung von Beschränkungen vorliegen, 

2. zu jedem Zeitpunkt die Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland erstellt werden 
kann, 

3. die Wahrnehmung der außenwirtschaftspolitischen Interessen gewährleistet wird oder 
4. Verpflichtungen aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen oder internationalen Export- 

kontrollregimen erfüllt werden können. 
 
(3) Zur Gewährleistung der Zwecke des Absatzes 2 Nummer 1 bis 4 kann durch Rechtsver- 
ordnung angeordnet werden, dass der Stand und ausgewählte Positionen der Zusammen- 
setzung des Vermögens von Inländern im Ausland und von Ausländern im Inland zu melden 
sind. Gehört zu dem meldepflichtigen Vermögen eine unmittelbare oder mittelbare Beteili- 
gung an einem Unternehmen, kann angeordnet werden, dass auch der Stand und ausge- 
wählte Positionen der Zusammensetzung des Vermögens des Unternehmens zu melden 
sind, an dem die Beteiligung besteht. 

 
(4) Durch Rechtsverordnung können ferner Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten zur 
Ermöglichung der Überprüfung nach Absatz 1 Nummer 2 oder zur Erfüllung von Meldepflich- 
ten nach den Absätzen 2 und 3 vorgeschrieben werden. 

 
(5) Die §§ 9, 15 und 16 des Bundesstatistikgesetzes sind in den Fällen der Absätze 2 und 3 
entsprechend anzuwenden. 

 
… 
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§ 19 
Bußgeldvorschriften 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine in § 18 Absatz 1 bis 4 oder Absatz 5 bezeichnete 
Handlung fahrlässig begeht. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 8 Absatz 5, auch in Verbindung mit § 9 Satz 2, 
eine Angabe nicht richtig oder nicht vollständig macht oder nicht richtig oder nicht vollständig 
benutzt. 

 
(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. einer Rechtsverordnung nach 

a) § 4 Absatz 1 oder 
b) § 11 Absatz 1 bis 3 oder Absatz 4 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer 

solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist und die Tat nicht in § 17 Ab- 
satz 1 bis 4 oder Absatz 5 oder § 18 Absatz 2 mit Strafe bedroht ist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 7 Absatz 1, 3 oder Absatz 4 oder § 23 Absatz 1 
oder Absatz 4 Satz 2 zuwiderhandelt, 

3. entgegen § 27 Absatz 1 Satz 1 Waren nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig vorzeigt, 

4. entgegen § 27 Absatz 3 eine Erklärung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig abgibt oder 

5. entgegen § 27 Absatz 4 Satz 1 eine Sendung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig gestellt. 

 
(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer unmittelbar geltenden Vor- 
schrift in Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen Union über 
die Beschränkung des Außenwirtschaftsverkehrs zuwiderhandelt, die inhaltlich einer Rege- 
lung entspricht, zu der die in 

1. Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a oder 
2. Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b 

genannten Vorschriften ermächtigen, soweit eine Rechtsverordnung nach Satz 2 für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist und die Tat nicht in § 18 Absatz 
1, 3 bis 5, 7 oder Absatz 8 mit Strafe bedroht ist. Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie wird ermächtigt, soweit dies zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen 
Gemeinschaften oder der Europäischen Union erforderlich ist, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates die Tatbestände zu bezeichnen, die als Ordnungswidrigkeit 
nach Satz 1 geahndet werden können. 

 
(5) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften oder der Europäischen Union veröffentlichten unmittelbar geltenden 
Rechtsakt der Europäischen Gemeinschaften oder der Europäischen Union, der der Durch- 
führung einer vom Rat der Europäischen Union im Bereich der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik beschlossenen wirtschaftlichen Sanktionsmaßnahme dient, zuwiderhan- 
delt, indem er 

1. eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt, 
2. eine Vorabanmeldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebe- 

nen Weise oder nicht rechtzeitig abgibt, 
3. eine Aufzeichnung von Transaktionen nicht oder nicht für die vorgeschriebene Dauer 

aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt oder 
4. eine zuständige Stelle oder Behörde nicht oder nicht rechtzeitig unterrichtet. 
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(6) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 1, 3 Nummer 1 Buchstabe a und 
des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 1 mit einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro, in den 
übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro geahndet werden. 

 
… 

 
 

§ 23 
Allgemeine Auskunftspflicht 

 
(1) Das Hauptzollamt, die Deutsche Bundesbank, das Bundesamt für Wirtschaft und Aus- 
fuhrkontrolle (BAFA) und die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung können Aus- 
künfte verlangen, die erforderlich sind, um die Einhaltung dieses Gesetzes und der auf  
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und Anordnungen sowie von 
Rechtsakten des Rates oder der Kommission der Europäischen Union im Bereich des Au- 
ßenwirtschaftsrechts zu überwachen. Zu diesem Zweck können sie verlangen, dass ihnen 
die geschäftlichen Unterlagen vorgelegt werden. 

 
(2) Das Hauptzollamt und die Deutsche Bundesbank können zu dem in Absatz 1 genannten 
Zweck auch Prüfungen bei den Auskunftspflichtigen vornehmen; das Bundesamt für Wirt- 
schaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
können zu den Prüfungen Beauftragte entsenden. Zur Vornahme der Prüfungen dürfen die 
Bediensteten dieser Stellen und deren Beauftragte die Geschäftsräume der Auskunftspflicht- 
igen betreten. Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt. 

 
(3) Die Bediensteten des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) dürfen 
die Geschäftsräume der Auskunftspflichtigen betreten, um die Voraussetzungen für die Ertei- 
lung von Genehmigungen nach § 8 Absatz 2 oder für die Erteilung von Zertifikaten nach § 9 
zu überprüfen. Das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt. 

 
(4) Sind die Unterlagen nach Absatz 1 unter Einsatz eines Datenverarbeitungssystems er- 
stellt worden, so dürfen die Verwaltungsbehörde und die Deutsche Bundesbank im Rahmen 
einer Prüfung Einsicht in die gespeicherten Daten nehmen und das Datenverarbeitungssys- 
tem zur Prüfung dieser Unterlagen nutzen. Sie können im Rahmen einer Prüfung auch ver- 
langen, dass die Daten nach ihren Vorgaben automatisiert ausgewertet oder ihnen die ge- 
speicherten Unterlagen auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung ge- 
stellt werden. Dazu ist sicherzustellen, dass die gespeicherten Daten während der Dauer der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen verfügbar sind sowie dass sie unverzüglich lesbar ge- 
macht und unverzüglich automatisiert ausgewertet werden können. Die Auskunftspflichtigen 
haben die Verwaltungsbehörde und die Deutsche Bundesbank bei der Ausübung der Befug- 
nisse nach den Sätzen 1 und 2 zu unterstützen und die Kosten zu tragen. 

 
(5) Auskunftspflichtig ist, wer unmittelbar oder mittelbar am Außenwirtschaftsverkehr teil- 
nimmt. 

 
(6) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant- 
wortung ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr aussetzen würde, wegen einer Straftat oder Ord- 
nungswidrigkeit verfolgt zu werden. 

 
… 
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